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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Entschlossene Maßnahmen zur Eindämmung von Gewaltkriminalität an Brandenbur-
ger Schulen ergreifen 

Der Landtag möge beschließen:  
 
Die Landesregierung wird aufgefordert,  
 
1. eine landesweite Studie zur Ausländer- und Migrantengewalt an allen Brandenburger 

Schulen in Auftrag zu geben und dem zuständigen Ausschuss für Bildung, Jugend und 
Sport über die entsprechenden Ergebnisse bis Ende des Jahres Bericht zu erstatten. 

 
2. sich auf Bundesebene für eine Absenkung der Strafmündigkeitsgrenze auf 12 Jahre 

einzusetzen. 
 
3. dem Landtag bis zum Ende des Jahres ein Konzept vorzulegen, unter welchen Um-

ständen gewalttätige Kinder und Jugendliche dauerhaft außerhalb des Regelschulsys-
tems in eigens zu diesem Zwecke zu errichtenden Einrichtungen beschult werden kön-
nen.   

 
4. dem Landtag bis zum Ende des Jahres ein Konzept vorzulegen, unter welchen Vo-

raussetzungen Eltern und Erziehungsberechtigte von Minderjährigen, die wiederholt 
Straftaten auf dem Schulgelände oder im Schulgebäude während des Schulbetriebs 
oder im Rahmen schulischer Veranstaltungen begehen, mit einem Bußgeld in ange-
messener Höhe belegt werden können.  

 
5. sicherzustellen, dass die Eingliederung von ausländischen Kindern und Jugendlichen 

oder von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Regelklassen bzw. 
Regelkursen nur bei Nachweis ausreichender Deutschkenntnisse erfolgen darf, die es 
dem Schüler ermöglichen, dem Unterricht problemlos folgen zu können („Deutsch vor 
Regelbeschulung“). Zum Erreichen dieses Ziels sind alle Kinder und Jugendlichen 
ohne entsprechendes Sprachniveau ausnahmslos in speziell einzurichtenden Vorbe-
reitungsgruppen zu beschulen. Die Entscheidung über die Aufnahme in eine Regel-
klasse erfolgt zum Ende eines jeden Schuljahres mittels flächendeckend durchzufüh-
render und standardisierter Spracheignungstests. 

 
6. sicherzustellen, dass an allen allgemeinbildenden Schulen in öffentlicher Trägerschaft 

des Landes Brandenburg ab dem Schuljahr 2029/2030 eine Migrationsobergrenze von 
10 % nicht überschritten wird.  
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Begründung: 
 
An den Schulen im Land Brandenburg ist seit Jahren nicht nur eine allgemeine Verrohung 
der Umgangsformen, sondern auch ein gravierender Anstieg von Gewaltkriminalität zu be-
obachten – zunehmend ausgeübt durch Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
und durch ausländische Schüler. Erinnert sei in diesem Zusammengang u.a. an den Fall 
des damals achtjährigen Mädchens aus Gransee, das Ende 2023 von syrischen Mitschüle-
rinnen massiv bedroht, schikaniert und verletzt wurde; an die Schlägereien im Rahmen ei-
nes Sportfestes der Schmellwitzer Oberschule im Juni 2025, an die massiven und anhal-
tenden Probleme an der Regine-Hildebrandt-Grundschule sowie an die mutmaßliche Grup-
penvergewaltigung im Fürstenwalder Stadtpark Anfang April d. J.. 
Wie aus der Sonderauswertung des Landeskriminalamts für das Jahr 2024 hervorgeht, sind 
allein die Fälle vorsätzlicher einfacher Körperverletzung nach § 223 StGB an Brandenburger 
Schulen zwischen 2022 und 2024 um 60,9 % angestiegen. Auch die Zahl der Messerangriffe 
hat sich binnen eines Jahres um acht Vorfälle auf insgesamt 26 erhöht. Laut der Sonder-
auswertung wächst auch die Zahl tatverdächtiger Kinder rasant. Da die Täter immer jünger 
werden, diese aber aktuell strafrechtlich nicht belangt werden können, hatten sich bereits 
u.a. BKA-Präsident Holger Münch sowie der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeige-
werkschaft, Rainer Wendt, für eine Absenkung der Strafbarkeitsgrenze von bislang 14 auf 
12 Jahre ausgesprochen.  
Allgemein zeigt die Situation an immer mehr Brandenburger Schulen und die Hilflosigkeit 
des Schulpersonals angesichts der Entwicklung, dass die bisherigen Maßnahmen, insbe-
sondere im Bereich der Prävention, nicht oder kaum greifen. Aus diesem Grund ist die Lan-
desregierung aufgerufen, eine Studie zur Ausländer- und Migrantengewalt an Schulen 
durchführen zu lassen. Um die Sicherheit aller an den Schulen im Land zu erhöhen, braucht 
es statt reflexartiger Forderungen nach mehr Schulsozialarbeitern oder einem Ausbau des 
Präventionssystems endlich auch scharfe und unmittelbar wirksame Sanktionsmaßnahmen. 
In diesem Zusammenhang ist u.a. zu prüfen, wie die Erziehungsberechtigten stärker als 
bislang in die Pflicht genommen werden können und unter welchen Voraussetzungen wie-
derholt straffällige und/oder gewalttätige Schüler zum Schutz ihrer Mitschüler und des 
Schulpersonals dauerhaft aus dem Regelschulsystem ausgeschlossen werden können.  

 

 


